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1. Die Bescheinigung über haushaltsnahe 
Dienstleistungen nach § 35a EStG dient 
dem steuerlichen Interesse des einzelnen 
Wohnungseigentümers – nicht dem Inter-
esse der Gemeinschaft der Wohnungsei-
gentümer (GdWE).

2. Die Gemeinschaft kann entscheiden, ob 
sie den Verwalter mit der Erstellung solcher 
Bescheinigungen beauftragt. Dafür kann 
auch ein Zusatzhonorar vereinbart werden. 

LG Aurich, Urteil vom 07.10.2025 – 1 S 
75/25

Der Fall:
Wohnungseigentümer verlangten von ihrer 
Gemeinschaft unter anderem die Ausstel-
lung einer schriftlichen Bescheinigung 
über haushaltsnahe Dienstleistungen nach 
§ 35a EStG, die sie für ihre persönliche 
Steuererklärung benötigten.

Sie wollten gerichtlich erreichen, dass die 
Gemeinschaft zur Ausstellung einer solchen 
Bescheinigung verpflichtet wird. Außer-
dem verlangten sie die Geltendmachung 
von Schadensersatzansprüchen gegen die 
Verwaltung.

Das Problem:
Muss die Wohnungseigentümergemein-
schaft dafür sorgen, dass der Verwalter den 
einzelnen Eigentümern eine §-35a-Be-
scheinigung für ihre Steuererklärung aus-
stellt?

Und macht sich der Verwalter schadens-
ersatzpflichtig, wenn er eine solche Be-
scheinigung nicht von sich aus erstellt?

Die Entscheidung:
Das LG Aurich sieht die Bescheinigung 
nach § 35a EStG als Einzelinteresse des 
jeweiligen Wohnungseigentümers an. Sie 
wird für dessen persönliche Steuererklärung 
benötigt und liegt daher nicht im gemein-
schaftlichen Interesse der GdWE.

Die Gemeinschaft hat deshalb einen Ent-
scheidungsspielraum: Sie kann den Ver-
walter mit der Erstellung solcher Beschei-
nigungen beauftragen und hierfür gegebe-
nenfalls ein zusätzliches Honorar verein-
baren.

Allein weil der Verwalter die Bescheini-
gungen nicht von sich aus erstellt, entste-
hen nach Auffassung des Gerichts auch 
keine Schadensersatzansprüche gegen ihn.
Für Wohnungseigentümer wichtig: Eine 
§-35a-Bescheinigung gehört nicht auto-
matisch zu den Pflichten des Verwalters. 
Soll der Verwalter solche Bescheinigungen 
für die Eigentümer erstellen, sollte die 
Gemeinschaft dies ausdrücklich mit ihm 
vereinbaren – gegebenenfalls gegen Zu-
satzvergütung.

Praxis-Tipp:
Die Entscheidung des LG Aurich knüpft 
an ältere LG-Entscheidungen an, die be-
reits entschieden haben, dass es nicht zu 
den Aufgaben gehört, eine Steuerbeschei-
nigung auszustellen.

Sollte die Verwaltung die BEscheinigung 
auszustellen, sollte dies natürlich vergü-
tet werden, da es eine Sonderleistung ist.

§ 35a EStG: Muss der Verwalter eine Bescheinigung aus-
stellen?
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